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IM NAMEN DES VOLKES 
In dem Verwaltungsrechtsstreit wegen Baunachbarrechts hat die 7. Kammer des Verwaltungsgerichts Koblenz aufgrund der mündlichen Verhandlungen vom 7. und 12. März 2002 für Recht erkannt: 

Der positive Bauvorbescheid vom 20. Dezember 1999 und die Baugenehmigung vom 27. Juni 2000 sowie der hierzu ergangene Widerspruchsbescheid vom 22. Juni 2001 werden aufgehoben.  

Die Kosten des Verfahrens tragen der Beklagte und die Beigeladenen zu je 1/2. Ihre außergerichtlichen Kosten tragen sie jeweils selbst. Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. Der Beklagte und die Beigeladenen können die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung in Höhe der festzusetzenden Kosten abwenden, wenn nicht die Klägerin vor der Vollstreckung in gleicher Höhe Sicherheit leistet. 

Tatbestand 
Die Klägerin wendet sich gegen einen positiven Bauvorbescheid sowie eine Baugenehmigung, die den Beigeladenen zur Errichtung einer Windkraftanlage von dem Beklagten erteilt wurden. Mit Schreiben vom 04. Mai 1998 beantragten die Beigeladenen zunächst bei dem Beklagten die Erteilung eines positiven Bauvorbescheides zur Errichtung einer nicht konkret genannten Windkraftanlage auf dem Außenbereichsgrundstück Flur 44, Flurstück-Nr. 10 in der Gemarkung N. Die Nabenhöhe wurde dabei mit maximal 70 m, der Rotordurchmesser mit maximal 50 m und die Gesamthöhe mit maximal 99,90 m angegeben. 

Nach Durchführung des Verwaltungsverfahrens erteilte der Beklagte mit Bescheid vom 20. Dezember 1999 den begehrten positiven Bauvorbescheid unter insgesamt 13 Bedingungen und Auflagen.  

Mit einem am 15. März 2000 bei der Bauaufsichtsbehörde des Beklagten eingegangenen Schreiben begehrten die Beigeladenen sodann die Erteilung einer Baugenehmigung zur Errichtung einer Windkraftanlage unter Bezugnahme auf den ihnen zuvor erteilten positiven Bauvorbescheid. Vorgesehen ist hiernach nunmehr die Errichtung einer Windkraftanlage vom Typ Enercon-40/6.44 (Nennleistung 600 kW) mit einer Spitzenhöhe von 87 m (Nabenhöhe von 65 m sowie einem Rotordurchmesser von 44 m) auf dem vorgenannten Standort. Dem Bauantrag waren Unterlagen betreffend die zu errichtende Windkraftanlage (Typen-Prüfung) beigefügt Die Bauaufsichtsbehörde holte mit Schreiben vom 05. Oktober 1999 eine Stellungnahme des staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes hinsichtlich der Lärmbelästigungen ein. Das Planungsbüro S. erstellte am 10. März 2000 eine Prognose betreffend die Schallimmissionen der Anlage am konkreten Standort. Des Weiteren wurde ein Schattenwurfgutachten vom 12. Mai 2000 der Genehmigungsbehörde vorgelegt.  

Mit Bescheid vom 27. Juni 2000 erteilte sodann die Bauaufsichtsbehörde den Beigeladenen die Baugenehmigung zur Errichtung der vorbeschriebenen Windkraftanlage unter im Einzelnen genannten Bedingungen und Auflagen. Die Anlagenbeschreibung, die Ergebnisse der vorgelegten Schallprognose sowie des Schattenwurfgutachtens wurden Bestandteil der Baugenehmigung.  

Gegen beide Bescheide legte die Klägerin fristgerecht Widerspruch ein. Sie bewohnt ein Anwesen, das nordwestlich der Windkraftanlage gelegen ist. Dieses wird im Nebenerwerb landwirtschaftlich genutzt. Die Entfernung zu der Windkraftanlage beträgt 317 m (Mitte Windkraftanlagenturm bis Wohnhausgiebel bzw. 295 m (Ende Rotorblatt bis Wohnhausgiebel)). Mit Bescheid vom 07. Dezember 2000 wurde der Klägerin von dem Beklagten zur Erweiterung des Anwesens in südöstlicher Richtung die Erteilung einer Baugenehmigung in Aussicht gestellt (positiver Bauvorbescheid). Die Klägerin beabsichtigt u. a. dort einen 6 m breiten bzw. tiefen Wintergarten zu errichten.  

Die Klägerin machte geltend, durch die streitgegenständlichen Genehmigungen in subjektiven Rechten verletzt zu sein. Bei Betrieb der Anlage werde sie unzumutbaren Geräuschimmissionen, auch in Form von Infraschall, ausgesetzt sein. Das eingeholte Schallgutachten enthalte insoweit lediglich eine Prognose, die zudem auf falschen Grundlagen beruhe. Es sei daher nicht verwertbar. Eine erhebliche Störung befürchte sie des Weiteren durch den so genannten Disco-Effekt und den Schattenwurf. Weiterhin sei völlig ungeklärt, ob nicht auch eine Gefahr durch Eiswurf bestehe. Schließlich störe die Existenz der Anlage einschließlich der Bewegung des Rotors in unzumutbarer Weise.  

Beide Widersprüche blieben ohne Erfolg. Sie wurden mit Widerspruchsbescheid vom 22. Juni 2001 vom Kreisrechtsausschuss des Beklagten als unbegründet zurückgewiesen. Der Kreisrechtsausschuss kam in den Gründen - ebenso wie bereits die Bauaufsichtsbehörde - zu dem Ergebnis, dass eine Verletzung subjektiver Rechte der Klägerin durch die beiden Genehmigungen nicht festgestellt werden könne. Die Anlage wahre in ausreichendem Maße Rücksicht gegenüber der Klägerin. Sie stehe insbesondere im Einklang mit den derzeit bestehenden (technischen) Regelwerken und sei von daher insgesamt zulässig. Die in diesem Zusammenhang geäußerten Befürchtungen der Klägerin seien allesamt unbegründet. Zudem enthalte die Baugenehmigung Auflagen, die sicherstellten, dass schützenswerte Rechte der Klägerin beachtet würden. Sonstige Anhaltspunkte für die Annahme einer unzumutbaren Belästigung durch die Anlage seien nicht erkennbar.  

Hiergegen wendet sich die Klägerin mit ihrer Klage, mit der sie Ihr Begehren weiterverfolgt. Sie wiederholt und vertieft im Wesentlichen ihr Vorbringen aus dem Widerspruchsverfahren und macht ergänzend geltend, von der Anlage gehe auch eine für sie erdrückende Wirkung aus, die es zwingend erfordere, einen Mindestabstand, der dem fünf- bis achtfachen der Gesamthöhe zu entsprechen habe, einzuhalten.  

Die Klägerin beantragt, 
den Bauvorbescheid vom 20. Dezember 1999 und die Baugenehmigung vom 27. Juni 2000 in der Gestalt des hierzu ergangenen Widerspruchsbescheides des Kreisrechtsausschusses bei dem Beklagten vom 22. Juni 2001 aufzuheben.  

Der Beklagte und die Beigeladenen beantragen übereinstimmend, die Klage abzuweisen. 
Sie tragen zur Begründung im Wesentlichen vor, die streitgegenständlichen Genehmigungen berücksichtigten die in den derzeit bestehenden Regelwerken gestellten Anforderungen. Es sei insbesondere gutachterlich abgeklärt, dass unzumutbare Immissionsbelastungen oder Schattenwürfe für die Klägerin ausgeschlossen werden könnten. Dies sei auch in der Baugenehmigung in dem erforderlichen Umfang rechtlich abgesichert. Die bloße Existenz der Anlage mit den sich drehenden Rotorblättern führe nicht zu einer unzumutbaren Beeinträchtigung.  

Die Kammer hat Beweis erhoben durch Inaugenscheinnahme der Örtlichkeit. Wegen des Ergebnisses der Beweisaufnahme wird auf den Inhalt des Ortsbesichtigungsprotokolls verwiesen. Die weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes ergeben sich aus dem Inhalt der Gerichtsakten sowie aus den beigezogenen Verwaltungsakten des Beklagten einschließlich der Bauvoranfrageakte betreffend die Erweiterung des Wohnhauses sowie aus der Widerspruchsakte des Kreisrechtsausschusses. Sämtliche Unterlagen waren Gegenstand der mündlichen Verhandlung.  

Entscheidungsgründe 
Die streitgegenständlichen, zugunsten der Beigeladenen ergangenen Bescheide (positiver Bauvorbescheid vom 20. Dezember 1999 und Baugenehmigung vom 27. Juni 2000) sind rechtswidrig und verletzen in der Gestalt des hierzu ergangenen Widerspruchsbescheides durch den Kreisrechtsausschuss des Beklagten vom 22. Juni 2001 subjektive Rechte der Klägerin (vgl. § 113 Abs. 1 Satz 1 VwGO). Die zugelassene Windkraftanlage erweist sich ihr gegenüber als rücksichtslos.  

Eingangs bleibt zunächst festzuhalten, dass sowohl der zugunsten der Beigeladenen ergangene positive Bauvorbescheid als auch die nachfolgend erteilte Baugenehmigung den Streitgegenstand der vorliegenden Anfechtungsklage bilden. Insbesondere durch den Erlass der Baugenehmigung vom 27. Juni 2000 ist keine Erledigung des zuvor erteilten positiven Bauvorbescheides vom 20. Dezember 1999 eingetreten (vgl. grundsätzlich zum Verhältnis Bauvorbescheid zur Baugenehmigung: BVerwG, Urteil vom 17. März 1989, - 4 C 14/85 -, NVwZ 1989, 863 in Fortführung von BVerwGE 68, 241 = NJW 1984, 1474 und BVerwG, Urteil vom 09. Februar 1995 - 4 C 23/94 - NVwZ 1995, 894). Für die Weiterverfolgung dieses Klagebegehrens besteht daher nach wie vor ein Rechtsschutzinteresse.  

Bauplanungsrechtlich richtet sich das Vorhaben der Beigeladenen nach § 35 Abs. 1 Nr. 6 BauGB. Es soll außerhalb des Geltungsbereichs eines Bebauungsplans und außerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils verwirklicht werden. Hiernach verletzen die angefochtenen Genehmigungsbescheide subjektive Rechte der Klägerin nur dann, wenn ihre Regelungsinhalte gegen § 35 Abs. 3 Satz 1 Nr. 3 BauGB und das darin enthaltene Gebot der Rücksichtnahme verstoßen (vgl. BVerwGE 52, 122 [126] = NJW 1978, 62 f.; Battis/Krautzberger/Löhr, BauGB, 5. Auflage, § 35 Rdnr. 57). Nach dieser Vorschrift beeinträchtigt ein Vorhaben im Außenbereich öffentliche Belange insbesondere dann, wenn es schädliche Umwelteinwirkungen hervorrufen kann. Ob hiernach der Klägerin der Betrieb der vorliegend in Rede stehenden Windkraftanlage zugemutet werden kann, ist hiervon ausgehend nur nach Maßgabe der Gesamtumstände des jeweiligen Einzelfalles zu beurteilen. Die Frage von Nachbarrechtsverletzungen ist daher nicht abstrakt auf die Einhaltung von im Einzelnen ergangenen (technischen) Regelwerken zu beschränken; diese bilden keine hinreichend sichere Beurteilungsgrundlage. Entscheidend sind vielmehr - wie auch bei sonstigen dem Rücksichtnahmegebot unterfallenden Bauvorhaben - die jeweiligen Besonderheiten des Einzelfalles (vgl. BVerwG, Beschluss vom 08. Februar 1991 - 4 B 10/91 -, NVwZ-RR 1991, 456 Und Urteil vom 23. Mai 1991 -7 C 19/90 -, NVwZ1991, 886; OVG Lüneburg, NVwZ1999, 444; OVG Greifswald, NVwZ 1999, 1238 ff). Hiervon ausgehend ist die erkennende Kammer - insbesondere unter Einbeziehung des Ergebnisses der Inaugenscheinnahme der Örtlichkeit - zu der Auffassung gelangt, dass sich die in Rede stehende Anlage der Klägerin gegenüber als rücksichtslos erweist.  

Diese Einschätzung gründet sich allerdings nicht auf etwaige Fehler der zuständigen Bauaufsichtsbehörde bei der Beurteilung der streitgegenständlichen Anlage, soweit diese anhand der Inhalte der derzeit geltenden (technischen) Regelwerke erfolgte und schützenswerte Belange der Klägerin betrifft. Die Prüfung der Bauaufsichtsbehörde lässt insoweit die Verletzung subjektiver Rechte der Klägerin nicht erkennen. Dies gilt zunächst in immissionsrechtlicher Hinsicht. Bei Windkraftanlagen handelt es sich um ortsfeste Einrichtungen und damit um Anlagen, die dem Anwendungsbereich des Bundesimmissionsschutzgesetzes unterfallen. Da es sich bei Windkraftanlagen aber grundsätzlich nicht um genehmigungsbedürftige Anlagen handelt, sind lediglich die §§ 22 ff. BImSchG zu beachten. Nach § 22 Abs. 1 Nr. 1 BImSchG sind Windkraftanlagen so zu errichten und zu betreiben, dass nach dem Stand der Technik vermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen verhindert und unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen auf ein Mindestmaß beschränkt werden. Der Nachbar kann die Baugenehmigung einer Windkraftanlage unter Berufung auf diese Vorschrift angreifen, wenn von ihr vermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen ausgehen oder unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen nicht auf ein Mindestmaß reduziert werden.  

Unter schädlichen Umwelteinwirkungen sind gemäß § 3 Abs. 1, Abs. 2 BImSchG zunächst die von der Windkraftanlage ausgehenden Geräusche (Lärmimmissionen) zu fassen. Bei der Frage, welche Lärmimmissionen der Klägerin noch zuzumuten sind, ist auf die TA-Lärm als Anhaltspunkt zurückzugreifen. Dies entspricht gefestigter, insbesondere höchstrichterlicher Rechtsprechung. Zwar hat - insbesondere - das Bundesverwaltungsgericht wiederholt darauf hingewiesen, dass technische Regelwerke zu verbindlichen Grenzwertbestimmungen für Immissionen mangels gesetzlicher Normierung ungeeignet sind. Welcher Lärm noch zumutbar ist, richte sich vielmehr nach den Umständen des Einzelfalles. Im Rahmen der tatrichterlichen Bewertung könnten allerdings die technischen Regelwerke - etwa die VDI-Richtlinie 2058 oder die TA-Lärm - als Orientierungshilfe oder als grober Anhalt herangezogen werden (so ausdrücklich BVerwG, Beschluss vom 18. Dezember 1990 - BVerwG 4 N 6.88 -, sowie Urteil vom 19. Januar 1989, BVerwGE 81, 197 [205] und Beschluss vom 08. Februar 1991 - 4 B 10/91 - = NVwZ-RR 1991, 456 - 457). Dem ist die Kammer bei ihrer Prüfung gefolgt. Nach Maßgabe der insoweit zu berücksichtigenden technischen Regelwerke werden Rechte der Klägerin durch die hier streitigen Genehmigungen nicht verletzt.  

Zur Beurteilung der Frage, ob die Lärmimmissionen der in Rede stehenden Windkraftanlage für die Klägerin noch hinnehmbar sind, kann das Schallgutachten des Planungsbüros S. vom 10. März 2000 (Prognose der Schallimmission durch eine Windkraftanlage am Standort N.) herangezogen werden. Nach den Feststellungen des Gutachters, die dieser im Rahmen einer so genannten detaillierten Prognose (vgl. Anhang 2.1 zu TA-Lärm) getroffen hat, ist bei einer Referenzwindgeschwindigkeit von 10 m/s in 10 m Höhe von einem Schallleistungspegel von 101 dB(A) (genau 100,8 dB(A)) auszugehen. Dieser Ansatz ist nicht zu beanstanden. Insbesondere die seitens der Klägerin im Verlaufe des Verfahrens gegen diesen Wert geltend gemachten Bedenken greifen allesamt nicht durch.  

Insbesondere war es nicht erforderlich, bei der Bestimmung des Schall-Leistungspegels einen Sicherheitszuschlag (von 2 dB(A)) vorzunehmen. In einem Prognoseverfahren ist ein solcher Zuschlag nur dann in Betracht zu ziehen, sofern gesicherte Vermessungserkenntnisse in Bezug auf einen derartigen Pegel bei der konkret geplanten Anlage noch nicht vorliegen. Liegen solche Messungsergebnisse indessen vor und stimmen diese überein, so ist keine Notwendigkeit mehr gegeben, aus Gründen der Beurteilungsunsicherheit einen solchen (Sicherheits)Zuschlag zu machen. Nach mehreren Vermessungen der konkreten Anlage gibt es dann keine Unsicherheiten mehr.  

So liegt der Fall auch vorliegend. Bezogen auf die hier in Rede stehende Anlage liegen zwischenzeitlich genügende Vermessungen dieses Anlagentyps (durch die Windtest Kaiser-Wilhelm-Koog GmbH) vor, die den vorgenannten Schallleistungspegelwert bestätigen.  

Auch der Hinweis der Klägerin auf ein "rhythmisches Schlagen" der Rotorblätter rechtfertigt keine Erhöhung des Schallleistungspegels. Die durch den Gutachter festgesetzten Rahmenbedingungen von Windgeschwindigkeiten von 10 m/sec in 10 m Höhe der Anlage gewährleisten, dass das von der Klägerin angesprochene Phänomen des "rhythmischen Schlagens" in immissionsrechtlicher Hinsicht zu vernachlässigen ist. Dieses Geräusch ist bereits Bestandteil der Immissionen, die bei der vorgegebenen Windgeschwindigkeit von der Anlage ausgehen und als "worst case" der Beurteilung zugrunde gelegt werden. Eines besonderen Zuschlags bedarf es daher insoweit nicht.  

Ohne Erfolg bleiben muss auch der Einwand der Klägerin, bei der schalltechnischen Stellungnahme habe man die konkrete Entfernung zwischen ihrem Anwesen und der Windkraftanlage falsch berechnet. Dieser Vorwurf trifft nämlich nicht zu. Zumindest im Verlaufe des Verfahrens ist eine ergänzende schalltechnische Stellungnahme seitens der Firma S. eingereicht worden, die die Entfernungsangaben der Klägerin ausdrücklich berücksichtigt. Bezogen auf einen Abstand von 286 m zu der Anlage, der von der Klägerin als allein maßgeblich in den Raum gestellt wird, prognostiziert die Firma S. einen Beurteilungspegel von 42,6 dB(A) (gegenüber angenommenen 41 dB(A) in der ersten Stellungnahme). Dieser Wert, der keinen rechtlichen Bedenken unterliegt und der auch substantiiert seitens der Klägerin nicht angegriffen wurde, berücksichtigt - wie noch aufzuzeigen sein wird - in ausreichendem Maße die immissionsrechtlichen Belange der Klägerin.  

Nicht zu beanstanden ist ferner, dass der Sachverständige bei seiner Schallleistungsprognose keine Zuschläge für Ton-, Informations- und Impulshaltigkeit vorgenommen hat (vgl. Anhang 2.5.2 und 2.5.3 sowie Anhang 3.3.5 und 3.3-6 zu TA-Lärm). Derartige Besonderheiten liegen bei der hier zu beurteilenden Anlage nicht vor. Diese Einschätzung wird zudem durch Erkenntnisse, die anlässlich der durchgeführten Vermessungen der Referenzanlage gewonnen wurden, gestützt.  

Ausgehend von den oben genannten Werten kann sicher prognostiziert werden, dass der für die Klägerin maßgebliche Immissionsrichtwert von 45 dB(A) des nachts durch die Anlage eingehalten werden wird. Entgegen der Auffassung der Klägerin ist dieser Immissionsrichtwert auch bei der Immissionsbeurteiiung als maßgeblich zugrunde zu legen. Wer im Außenbereich wohnt, hat keinen Anspruch darauf, dass seine Umgebung von weiterer Bebauung frei bleibt. Wie sich aus § 35 Abs. 1 BauGB ergibt, muss derjenige, der im Außenbereich wohnt, mit den in der vorgenannten Vorschrift im Einzelnen genannten Anlagen rechnen.  

Derartige Anlagen verursachen in aller Regel aber höhere Lärmimmissionen als in Wohngebieten üblicherweise anzutreffen sind. Wer daher im Außenbereich wohnt, kann zu seinen Gunsten nicht die Einhaltung von Immissionsrichtwerten für Wohngebiete verlangen. Ihm gegenüber sind allenfalls die Grenzwerte zu berücksichtigen, die nach den einschlägigen technischen Regelwerken für Mischgebiete (und/oder Dorfgebiete) erarbeitet worden sind, also Beurteilungspegel von 60 dB(A) tagsüber und 45 dB(A) nachts. Dies entspricht der ständigen obergerichtlichen Rechtsprechung (vgl. OVG Mecklenburg- Vorpommern, Beschluss vom 08. März 1999, NuR 1999, 654 = NVwZ 1999, 1238; OVG Lüneburg, Beschluss vom 18. Dezember 1998, BauR 1999, 621 = NVwZ 1999, 444; OVG Münster, Beschlüsse vom 03. September 1999 , NVwZ 1999, 1360 und vom 09. September 1998 -7 B 1560/98 -), der auch die erkennende Kammer folgt. Hiernach wird deutlich, dass die Auffassung der Klägerin, sie habe einen Anspruch auf Beibehaltung und Beachtung der derzeit bestehenden, gutachterlich belegten Immissionssituation, die von einer Belastung von lediglich 26 dB(A) gekennzeichnet sei, ersichtlich ohne Erfolg bleiben muss. Einen derartigen Wert können nicht einmal Bewohner eines reinen Wohngebietes (30 dB(A)) für sich in Anspruch nehmen.  

Auch der in diesem Zusammenhang erhobene Einwand der Klägerin, sie befürchte gesundheitliche Beeinträchtigungen durch Infraschall, kann ihrer Klage nicht zum Erfolg verhelfen. Nach dem derzeitigen Erkenntnisstand, den die Kammer aus einem anderen Verfahren betreffend Windkraftanlagen hat, gibt es für die Annahme der diesbezüglichen Befürchtung der Klägerin keine tragfähigen Anhaltspunkte. Derzeit ist zunächst nicht einmal erwiesen, dass derartige tieffrequente Schwingungen überhaupt von Windkraftanlagen erzeugt werden. Überdies sind wohl auch nur wenige Menschen in der Lage, derartige tieffrequente Töne wahrzunehmen. Selbst die Klägerin hat nicht behauptet, solche Schwingungen zu registrieren. Schließlich bleibt auch zu sehen, dass keine stichhaltigen Erkenntnisse dafür vorliegen, dass derartige Töne - sie einmal als gegeben unterstellt - negative gesundheitliche Auswirkungen auf die sie wahrnehmende Menschen haben.  

Auch unter Einbeziehung der weiter existierenden Regelwerke betreffend die Errichtung von Windkraftanlagen konnte die Kammer Rechtsverletzungen der Klägerin nicht feststellen. Was die Bereiche "Schattenwurf und "Disco-Effekt" anbelangt, so ist auf Folgendes hinzuweisen: Das Schattenwurfgutachten der Firma S. vom 12. Mai 2000 (Analyse des Schattenwurfes von einer Windkraftanlage am Standort N.) hat zunächst ergeben, dass eine Beschattung des Hausanwesens der Klägerin durch die Windkraftanlage in zwei Zeiträumen möglich ist. Diese Zeiträume liegen im Januar und teilweise im Februar sowie im November und teilweise im Dezember eines Jahres. Die insoweit mögliche Beschattung überschreitet auch den Zeitraum, der derzeit Nachbarn zugemutet wird. Als Anhaltspunkt für die Zumutbarkeit von Schlagschatten ist auf den Inhalt eines Erlasses des Ministeriums für Bau, Landesentwicklung und Umwelt des Landes Mecklenburg-Vorpommern vom 02. November 1998 zurückzugreifen, wonach den Benutzern u.a. von Wohnräumen nicht zugemutet werden soll, länger als 30 Minuten je Tag und maximal 30 Stunden je Jahr (Gesamteinwirkung) durch Schattenwurf beeinträchtigt zu werden. Diese Formel ist das Ergebnis einer Expertenbesprechung im Staatlichen Umweltamt in Schleswig. Soweit ersichtlich werden diese von einer Expertenkommission ermittelten Werte zwischenzeitlich auch in der obergerichtlichen Rechtsprechung zunehmend als maßgeblich berücksichtigt (vgl. OVG Mecklenburg-Vorpommern, Beschluss vom 08. März 1999, NVwZ 1999, 1238; OVG Nordrhein-Westfalen. Beschluss vom 13. Juli 1998, NVwZ1998, 980, 982; vgl. aber auch OVG Hamburg, Beschluss vom 28. August 2000, NVwZ 2001, 98). Diese Formel wendet auch die erkennende Kammer an.  

Obige Feststellung rechtfertigt indessen nicht die Aufhebung der streitgegenständlichen Bescheide. Die Bauaufsichtsbehörde hat die gutachterlichen Feststellungen berücksichtigt und ihnen dadurch Rechnung getragen, dass sie den Beigeladenen in der Baugenehmigung aufgegeben hat, die Anlage in den relevanten Zeiträumen, die im Einzelnen genannt sind, abzuschalten (vgl. Auflage Nr. 6). Durch diese Regelung ist in ausreichender Weise sichergestellt, dass ein für die Klägerin relevanter Schattenwurf in den in Rede stehenden Zeiten nicht stattfinden wird. Zu anderen als den oben genannten Zeiten ist die Klägerin einem Schlagschatten ohnehin nicht ausgesetzt. Insoweit können daher auch keine Rechtsverletzungen eintreten. Dies folgt aus den insoweit nachvollziehbaren und seitens der Klägerin auch nicht substantiiert angegriffenen weiteren Inhalten des vorgelegten Schattenwurfgutachtens.  

Dem Auftreten des "Disco-Effekts" wird dadurch wirksam entgegengetreten, dass in der Baugenehmigung eine Mattlackierung der Oberfläche der Rotorblätter vorgeschrieben wird. Dies entspricht dem derzeitigen Stand der Technik. Durch die Verwendung derartiger Rotorblätter ist gewährleistet, dass die Klägerin insoweit nicht unzumutbar beeinträchtigt wird (vgl. hierzu: Hinweise zur Beurteilung der Zulässigkeit von  Windkraftanlagen,  Gemeinsames Rundschreiben des Ministeriums der Finanzen, des Ministeriums des Innern und für Sport, des Ministeriums für Wirtschaft, Verkehr, Landwirtschaft und Weinbau und des Ministeriums für Umwelt und Forsten vom 18. Februar 1999, MinBIatt Seite 148 [150/151] Rdnr. 1.5).  

Auch die Befürchtung der Klägerin, sie werde im Falle der Vereisung der Rotorblätter durch weggeschleudertes Eis unzumutbar beeinträchtigt werden, ist nicht begründet. Nach den insoweit unwidersprochen gebliebenen Ausführungen der Beigeladenen, die sich im Übrigen mit den Erkenntnissen decken, die die Kammer in anderen Windkraftanlagenfällen gewinnen konnte, ist dieser Aspekt aus mehreren Gründen zu vernachlässigen. So wird zunächst einer Vereisung von Rotorblättern von Windkraftanlagen durch eine Rotorblattheizung entgegengewirkt. Zum anderen bleibt zu sehen, dass die Anlagen einen Unwuchtsensor besitzen, der die Anlage bei Vorliegen einer Unwucht, die auch durch eine Vereisung ausgelöst werden kann, sofort abschaltet. Der Abwurf von Eis ist daher hiernach so gut wie ausgeschlossen. Sollten sich gleichwohl Eisklumpen bilden, die sich von der stillstehenden Anlage lösen, so erreichen diese jedenfalls nicht das in einem Abstand von ca. 300 m gelegene Hausanwesen der Klägerin.  

Dass die Anlage der Beigeladenen die nach der Landesbauordnung erforderlichen Abstände zum Wohnhaus der Klägerin hin wahrt, ist - insbesondere nach dem Ergebnis der durchgeführten Ortsbesichtigung und der beiden mündlichen Verhandlungen - offensichtlich und bedarf von daher keiner Begründung.  

II. 
Obwohl mithin die hier streitgegenständliche Anlage der Beigeladenen die Vorgaben der derzeit bestehenden Regelwerke berücksichtigt, waren die hierauf bezogenen Genehmigungen gleichwohl aufzuheben. Die genehmigte Anlage nimmt aus sonstigen, außerhalb der bestehenden Regelwerke liegenden Gründen gegenüber der Klägerin nicht die erforderliche Rücksicht.  

Diese Einschätzung beruht in rechtlicher Hinsicht zunächst auf der Annahme, dass bei der Überprüfung des Gebots der Rücksichtnahme nicht allein die derzeit bestehenden Regelwerke ins Blickfeld zu nehmen sind. Die gegenteilige Auffassung wäre nur dann gerechtfertigt, wenn diese bestehenden Regelwerke, die oben im Einzelnen genannt und abgehandelt wurden, alle in Betracht kommenden subjektiven Rechte Dritter erfassten und abschließend regelten. Dies trifft nach Auffassung der Kammer indessen nicht zu.  

Die bestehenden Regelwerke verhalten sich lediglich zu bestimmten Aspekten, die bei der Errichtung von Windkraftanlagen bislang als problematisch und damit als regelungsbedürftig eingestuft wurden: Sie betreffen die Geräuschimmissionen, den Schattenwurf, den so genannten Disco-Effekt sowie bauordnungsrechtlich erforderliche Abstände, die letztlich die Brandübertragungsgefahr, die Belichtung, Besonnung und Belüftung, die Störung des Wohnfriedens im Blickfeld haben. Die insoweit erfassten Belange sind in diesen "technischen" Regelwerken abschließend behandelt, und füllen das Rücksichtnahmegebot - jedenfalls als Anhalt - aus.  

Mit dieser Betrachtung hat es aber nicht sein Bewenden. Jenseits der Regelungen in diesen Regelwerken verbleiben Auswirkungen der Windkraftanlagen, die bei der Bewertung der subjektiven Rechte Dritter von Bedeutung sein können. So werden derzeit beispielsweise mögliche Auswirkungen auf Rechte Dritter unter dem Aspekt des Eiswurfs bzw. des Infraschalls diskutiert. Hierzu gibt es - auch jenseits von Regelwerken - sachverständige Meinungen sowie Forderungen nach technischen Maßnahmen, um insoweit möglichen Gefahren für Dritte begegnen zu können. Es geht daher letztlich immer um die Frage, ob es Umstände außerhalb der bestehenden Regelwerke gibt, die es erforderlich machen, auf gewichtige Belange Dritter Rücksicht zu nehmen (vgl. hierzu auch die Inhalte des Windenergieerlasses NRW vom 03. Mai 2000 (Gemeinsamer Runderlass des Ministeriums für Bauen und Wohnen, des Ministeriums für Arbeit, Sozial und Stadtentwicklung, des Ministeriums für Kultur und Sport, Ziffer 4.2.4)).  

Zu diesen Umständen zählen nach Auffassung der Kammer auch die von der Anlage durch ihr ständiges Vorhandensein mit den sich permanent drehenden Rotorblättem auf Dritte ausgehende Auswirkungen. Je nach Größe der Anlage und je nach Abstand zu den maßgeblichen Nachbargrundstücken kann eine solche Anlage aufgrund ihrer Größe bedrohlich und für den Einzelnen nicht mehr zumutbar sein. Darüber hinaus kann die Drehbewegung der Rotorblätter Unruhe auslösen und dadurch eine optische Beeinträchtigung (Bedrängung) des Nachbarbereichs bewirken. Ein bewegtes Objekt erregt die Aufmerksamkeit in höherem Maße als ein statisches. Eine Bewegung wird selbst dann noch registriert, wenn Sie sich nicht direkt in der Blickrichtung des Betroffenen, sondern seitwärts von diesem befindet Es wird um so stärker verspürt, je näher sich das bewegte Objekt zum Betrachter befindet bzw. je größer die Dimension der Bewegung ist, denn von diesen Komponenten hängt es ab, in welchem Maße sich innerhalb des Gesamtblickwinkels des Betroffenen Bewegung vollzieht. Eine nur durch Phasen relativer Windstille unterbrochene ständige, bei Windstärke in der Umdrehungsgeschwindigkeit differierende Bewegung im oder am Rande des Blickfeldes kann schon nach kürzer Zeit, erst recht auf Dauer, unerträglich werden. Ein sich bewegendes Moment kann den Blick nahezu zwanghaft auf sich ziehen. Es kann Irritationen hervorrufen und die Konzentration auf andere Tätigkeiten wegen der steten, kaum vermeidbaren Ablenkung erschweren (so ausdrücklich OVG Nordrhein-Westfalen, Urteil vom 29. August 1997 - 7 A 629/95 -, in BRS 59, Nr. 110. Seite 362 m.w.N.).  

Die erkennende Kammer ist der Auffassung, dass die vorbeschriebenen, negativen Auswirkungen von der hier streitgegenständlichen Anlage zu Lasten der Klägerin ausgehen. Diese Einschätzung berücksichtigt maßgeblich das Ergebnis der Beweisaufnahme. Die durchgeführte Ortsbesichtigung hat für die Kammer den Eindruck vermittelt, dass die in Rede stehende Anlage ausgehend vom ihrem konkreten Standort, ihren Ausmaßen sowie unter Berücksichtigung der Entfernung zum Hausanwesen der Klägerin für diese nicht mehr hinnehmbar ist.  

Von folgenden Überlegungen hat sich die Kammer bei ihrer Einschätzung dabei leiten lassen: Die Klägerin betreibt auf ihrem Anwesen im Nebenerwerb Landwirtschaft und nutzt einen Teil der baulichen Anlagen auch zum Wohnen. Die Gebäudeteile, die dem Wohnen dienen, sind - jedenfalls teilweise - der bereits errichteten Windkraftanlage zugewendet und weisen auch die geringste Entfernung zu dieser Anlage auf. Sowohl im Erdgeschoss als auch im ersten Geschoss befinden sich jeweils Wohnzimmer, die mit ausreichend großen Fenstern ausgestattet sind. Die Benutzung dieser Wohnräume ist mit einem dauernden Blickkontakt zur Anlage verbunden. Menschen, die sich in diesen Zimmern aufhalten, sind dem Anblick der Anlage permanent ausgesetzt. Diese Situation wird sich in Zukunft für die Klägerin noch verschlechtern. Sie ist im Besitz eines positiven Bauvorbescheides, der sie berechtigt, u. a. in Richtung Windkraftanlage einen Wintergarten in einer Tiefe bzw. einer Breite von 6 m auszuführen (vgl. positiver Bauvorbescheid vom 07. Dezember 1999 - Az.: 9911579/9). Die Wohnnutzung wird daher noch näher an die Windkraftanlage heranrücken. Dieser Bauvorbescheid, der vor Zulassung der Windkraftanlage der Klägerin erteilt wurde, ist nach Angaben des Beklagten zwischenzeitlich verlängert worden und daher weiterhin gültig. Er ist Bestandteil des Eigentumsrechts der Klägerin gemäß Art. 14 GG.  

Die Wohnnutzung des Anwesens der Klägerin beschränkt sich indessen nicht ausschließlich auf die Nutzung der vorhandenen Zimmer innerhalb des Wohngebäudes. Zur Nutzung eines Wohnanwesens gehört auch das Betreten und das Benutzen des zum Hausanwesen gehörenden Grundstücks. Die durchgeführte Ortsbesichtigung hat insoweit ergeben, dass dieses Grundstück teilweise gärtnerisch und teilweise zur Freizeitgestaltung genutzt wird. Die Existenz einer Kinderschaukel mit Spielplatz unmittelbar in Richtung der Windkraftanlage belegt zudem eine weitere durch Art. 14 GG gedeckte Grundstücksnutzung.  

Die vorbeschriebene Grundstücksnutzung wird durch den Betrieb der Windkraftanlage nachhaltig und unzumutbar beeinträchtigt. Dies beruht darauf, dass der Abstand dieser Anlage vom Hausanwesen der Klägerin mit ca. 300 m sehr gering ist. Die oben beschriebenen negativen Auswirkungen des Betriebs der Anlage werden daher voll auf das Hausanwesen der Klägerin durchschlagen. Zu diesem Eindruck trägt auch die Höhe der Anlage bei. Diese ist mit fast 90 m sehr hoch, die Windkraftanlage gehört - auch wenn es noch höhere gibt - damit nicht zu den Kleinanlagen. Beide Kriterien, Höhe der Anlage sowie Abstand zum Hausanwesen der Klägerin, bestimmen maßgeblich die Unzumutbarkeit der Anlage für die Klägerin. Hinzu kommt, dass das Gelände, auf dem sich das Hausanwesen und die Windkraftanlage befinden, eben ist. Damit bleibt der Blick auf die gesamte Windkraftanlage ungeschmälert erhalten. Es ist für die Klägerin nicht möglich, sich der Anlage zu entziehen. Der Hinweis des Beklagten, die Klägerin könne im Benehmen mit der zuständigen Landespflegebehörde im Grundstücksgrenzbereich höhere Bäume als Sichtschutz anpflanzen, ist wenig hilfreich. Die Klägerin kann hierauf jedenfalls in rechtlicher Hinsicht bei der Nutzung ihres Hausanwesens nicht verwiesen werden. Die streitgegenständlichen Bescheide waren nach alledem aufzuheben.  

Die Kostenentscheidung folgt aus §§154 Abs. 1, Abs. 3. 162 Abs. 3 VwGO. Der Ausspruch über die vorläufige Vollstreckbarkeit wegen der Kosten beruht auf § 167 Abs. 1 VwGO i.V.m. §§ 708 Nr. 13, 711 ZPO. 

Die Berufung war nicht zuzulassen, da Gründe des § 124 Abs. 2 Nr. 3 und Nr. 4 VwGO nicht vorliegen. 

Beschluss 
Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5.000,00 € festgesetzt (§ 13 GKG). 
Die Festsetzung des Streitwertes kann nach Maßgabe des § 25 Abs. 3 GKG mit der Beschwerde angefochten werden. 
  
 

	21.10.2002[image: image1]


[image: image2.png]



